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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen

Wir haben uns schon an 
das "Schengen-Gefühl"
gewöhnt: freie Fahrt an 
innereuropäischen Gren-
zen. Die Innenminister 
wollen in dieser Sache 
lieber Rückschritte statt 
Fortschritte machen: sie 
fordern die Renaissance
der Grenzkontrollen - am 
besten soll über deren 
Einführung der jeweilige 
Mitgliedstaat, weitgehend 
eigenmächtig entschei-
den. Das Europäische 
Parlament ist der Stören-
fried in dieser Rechnung -
daher haben die Minister 
kurzerhand beschlossen 
die rechtliche Grundlage 
zur Kontrolle des Abkom-
mens zu ändern. Statt wie 
bisher nach einer gemein-
samen Lösung mit dem 
Parlament zu suchen, wol-
len die Regierungen zu-
künftig allein über die 
praktischen Umsetzungen 
der Reisfreiheit arbeiten. 
Das Parlament will die 
betroffenen Berichte so-
lange aussetzen, bis eine 
Einigung erzielt wurde. Es 
kann nicht sein, dass un-
sere Rechte dermaßen 
übergangen werden. 

Two-Pack:
Tilgungsfonds

Der sogenannte Two-
Pack bestehend aus zwei 
Verordnungen soll den 
Euroraum-Stabilitäts- und 
Wachstumspakt verstär-
ken und dem im Septem-
ber 2011 verabschiedeten 
Six-Pack eine höhere
Durchschlagskraft verlei-
hen. Der Charme: Diese 
Verordnungen gelten auch 
für Großbritannien und 
Tschechien, die beim Fis-
kalpakt nicht mitmachen. 
Leider hat die Parla-
mentsmehrheit auch die 
Einführung von Euro-
bonds und einen Altschul-
den-Tilgungsfonds be-
schlossen: alle gegenwär-
tigen (aber nicht zukünfti-
gen) Schulden der Euro-
Mitgliedstaaten, die mehr 
als 60 % des BIPs betra-
gen, sollen in einem 
Fonds zusammenlaufen
und innerhalb von 25 Jah-
ren getilgt werden. Diese 
Positionen gehen jetzt in 
die Verhandlungen mit 
dem Rat ein. Aus meiner 
Sicht dürfen wir diejeni-
gen, die sich bislang an 
die Regeln gehalten ha-
ben, nicht bestrafen und
die Rechtsbrecher beloh-
nen. Deshalb habe ich bei 
beiden Verordnungen mit 
nein gestimmt.

Handelsabkommen mit
Peru und Kolumbien

Marktöffnung in Europa 
gegen Menschenrechte in
Peru und Kolumbien: Be-
vor im Oktober das Han-
delsabkommen genehmigt 
wird, sollen die beiden 
Länder zusichern, dass 
Menschen- und Arbeits-
rechte verbessert und sie 
sich für den Umweltschutz 
einsetzen werden. Durch 
einen Anstieg des Han-
delsvolumens zwischen 
Europa und Zentralameri-
ka, profitieren nicht zuletzt 
auch die ärmeren Men-
schen in diesen Ländern 
von einem Anstieg der 
Nachfrage nach ihren 
Produkten. Ein transpa-
renter und verbindlicher
Fahrplan zur Umsetzung 
der Ziele ist jetzt die 
"Hausaufgabe" für die 
beiden lateinamerikani-
schen Regierungen. Un-
abhängige nationale Bera-
tungsgruppen aus Vertre-
tern von Nichtregierungs-
organisationen, Gewerk-
schaften und Kirchen sol-
len ihre Erfahrungen wäh-
rend der Umsetzungspha-
se des Abkommens ein-
bringen. Armut, Korrupti-
on, Gewalt und Morde an
Journalisten und Gewerk-
schaftsmitgliedern führen 
zum weltweit höchsten 
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Anteil an Morden, die nur 
in rund 10% der Fälle be-
straft werden. 
Nach der Abstimmung 
legte der peruanische Prä-
sident Ollanta Humala uns 
in einer langen Rede bei 
der Plenartagung in 
Straßburg dar, wie sein 
Land in Richtung Demo-
kratie strebe und sich im 
Kampf gegen Armut und 
für eine bessere soziale 
Integration Benachteiligter 
engagiere.

Nur das Beste 
für Ihr Kind

Schärfere Vorschriften zur 
Offenlegung der Inhalts-
stoffe von Säuglingsmilch 
sowie für Produkte für 
Menschen mit besonderen 
medizinischen Bedürfnis-
sen wurden beschlossen. 
Die Präsentation dieser 
Nahrungsmittel in Wer-
bung und Verpackung 
müssen klar, verständlich 
und nicht irreführend für 
den Verbraucher sein. 

Stärkere Würdigung der 
Freiwilligentätigkeit

34 % der Deutschen ge-
hen in ihrer freie Zeit einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit 
nach. Das sollte belohnt 
werden, finden die Euro-
paabgeordneten. Sie for-

dern die Mitgliedstaaten in 
einer Entschließung auf, 
dass diese beim Freiwilli-
gendienst erworbenen 
Fähigkeiten bei der Aus-
bildung (beruflicher oder 
akademischer Art) und der
Jobsuche stärkere Aner-
kennung finden sollten. 
Übrigens am weitesten 
verbreitet ist die Freiwilli-
gentätigkeit in den Nieder-
landen, wo rund 57% der 
Befragten ehrenamtlich 
tätig sind. Schlusslichter 
sind Bulgarien mit 12% 
und Polen mit nur 9%. 

Hilfe für Flutopfer
in Italien

Schwere Regenfälle ver-
wüsteten letztes Jahr im 
Oktober 2011 große Teile 
Italiens. Für solche Natur-
katastrophen wurde der 
Europäische Solidaritäts-
fonds eingerichtet. Er hat 
ein jährliches Volumen 
von 1 Mrd. Euro. Die Ab-
geordneten stimmten für 
eine finanzielle Unterstüt-
zung der Regionen Ligu-
rien und der Toskana aus 
dem Fonds für den Wie-
deraufbau von Häusern 
und Infrastruktur in Höhe 
von 18 Mio. Euro. 
Die Italienischen Behör-
den schätzen die Ge-
samtkosten auf rund 
772.5 Mio. Euro. 

Wie gut kennen Sie die
Europäische Union?

Hier können Sie Ihr wis-
sen testen:
http://www.cdu-csu-
ep.de/europaquiz/europa.
html

Skandal um
Brustimplantate

Geschätzte 400 000 man-
gelhafte und gesundheits-
schädliche Brustimplanta-
te der französischen Fir-
ma Poly Implant Prothèse 
wurden auf dem Europäi-
schen Markt und darüber 
hinaus verkauft. Jetzt soll 
es strengere Kontrollen, 
ein Brustimplantate Regis-
ter, Rückverfolgbarkeit 
und ein spezielles Zulas-
sungsverfahren geben. Im 
Laufe des Jahres werden 
auch die Rechtsvorschrif-
ten für Medizinprodukte 
aktualisiert. 

Besuch aus der Heimat 
in Straßburg

Am Mittwoch war der VdK 
Oberkochen zu Besuch im 
Europaparlament. Der 
Münchner Student Maxi-
milian Weidlich und die 
amerikanische Studentin 
Min Ah Lee verstärken 
mein Team seit Anfang 
Juni.
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